
Aufgrund der Beratungen in der Sitzung des Planungsausschusses des Regionalen 

Planungsverbandes Oberfranken-West am 08.11.2016 wird der Beschlussvorschlag für die 

Sitzung des Kreistages am 10.11.2016 wie folgt geändert bzw. ergänzt (in kursiver roter 

Schrift dargestellt) 

 

 

II. Beschlussvorschlag 

 

Der Landkreis Coburg nimmt die vom Bayerischen Kabinett beschlossene Teilfortschreibung 

des Bayerischen Landesentwicklungsprogramms in den für das Coburger Land sehr 

wichtigen Teil- und Themenbereichen „Zentrale-Orte-System“, „Räume mit besonderen 

Handlungsbedarf“, „Anbindegebot“ und „Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur“ zur 

Kenntnis. 

 

Insbesondere die vom zuständigen Staatsminister Dr. Markus Söder ausgegebene Ziel-

setzung dieser Teilfortschreibung, die Rahmen gebende Landesentwicklung flexibler, 

dezentraler und regionaler zu gestalten, findet die Zustimmung der Mitglieder des Kreis-tags, 

weil sie in der entsprechend konsequenten Umsetzung dem Landkreis Coburg als Teil des 

ländlichen Raumes Bayerns neue Möglichkeiten eröffnen sich weiterzuentwickeln.  

 

Damit der Schub aus den neuen Regelungen der aktuellen Teilbereiche das Coburger Land 

erreicht, bringt der Landkreis die folgenden, interkommunal mit den kreisange¬hörigen 

Kommunen abgestimmten Forderungen im Rahmen des aktuellen Anhörungs¬verfahrens 

ein: 

 

 

2.1. Überarbeitung des Zentrale-Orte-Systems (LEP-E 2.1) 

Der Landkreis Coburg unterstützt die Kooperationsansätze und Anträge seiner kreisan-

gehörigen Kommunen Bad Rodach, Neustadt bei Coburg / Sonneberg (Thür.) sowie den 

Gemeinde-verbund Ebersdorf bei Coburg/Sonnefeld/Weidhausen im Hinblick auf 

zentralörtliche Höherstufungen und bittet diese Ansätze im weiteren Verfahren zu 

berücksichtigen. 

 

2.2. Erweiterung „Raum mit besonderem Handlungsbedarf (RmbH)“ (LEP-E 2.2.3) 

und Vorrangprinzip (LEP-E 2.2.4) 

Der Landkreis begrüßt die Aufnahme weiterer Landkreise und Kommunen, solange das 

Förder- und Unterstützungsvolumen mit der Anzahl der Gebietskörperschaften im RmbH 



entsprechend steigt. Eine Neuverteilung gleicher Maßnahmen und Mittel unter mehr För-

deradressaten, würde die bisherigen Adressaten des Instruments relational schwächen. 

 

2.3. Anbindegebot (LEP-E 3.3) 

Der Landkreis Coburg begrüßt die neuen Regelungen im Anbindegebot. Bezugnehmend auf 

die Eingaben seiner kreisangehörigen Kommunen plädiert er für weitere mutige Schritte in 

diese Richtung und eine Ausweitung der Lockerungen unter bestimmten Rah-

menbedingungen auch auf zweistreifige Staatsstraßen und –knoten sowie auch auf den 

Einzelhandel, wenn hierüber Versorgungsstrukturen im ländlichen Raum ohne sonstiges 

Angebot geschaffen werden können. 

 

2.4. Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur (LEP-E 6.1) 

Zum Schutz der Bevölkerung bewertet der Landkreis Coburg den Ausschluss von erneu¬ten 

Überspannungen von Siedlungsgebieten beim Neubau von Höchstspannungsfrei¬leitungen 

und die geplanten Abstandszonen genauso positiv wie deren Anwendung beim 

Ersatzneubau von Stromtrassen.  

Im Falle der Aufrüstung von vorhandenen Stromtrassen, der Bündelung vieler Systeme und 

dem Parallelbau weiterer Stromtrassen fordert der Landkreis, dass das LEP eine 

Verdoppelung (von 400 auf 800 Meter) der neu eingeführten Abstandsregelungen vor-

schreibt. 

 

Die Verwaltung wird beauftragt die Positionen und Forderungen der Kreispolitik gemäß 

diesem Beschluss fristgerecht in Form einer Stellungnahme des Landkreises Coburg beim 

zuständigen Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat abzuge-

ben. 


